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          zugestellt: ........... 

Gemeinde Weißensberg 
 

Niederschrift 
über die öffentliche 1. Sitzung 

des Bauausschusses Weißensberg am 21.05.2026 

im Sitzungsraum der Festhalle Weißensberg, Kirchstraße 13, 88138 Weißensberg 

 
Sitzungsbeginn: 19:30 Uhr 

Sitzungsende:  20:32 Uhr 

 

 

Sämtliche Mitglieder des Bauausschusses sind ordnungsgemäß geladen. 

 

Vorsitzender:   Herr Ralph Schielin, Erster Bürgermeister 

Schriftführerin:  Christa Albrecht 

 

Anwesend sind: 

Bartl Ingrid   Vertreterin von: Niederkrüger Maximilian 

Grabherr Korbinian  Vertreter von: Göhl Fabian 

Kaeß Markus 

Mayer Christian 

Lindenmüller Andreas 

Potzmann Christina 

 

Entschuldigt: 

Göhl Fabian 

Niederkrüger Maximilian 

 

 

 

Unentschuldigt: 

- 

 

 

 

Sonstige Anwesende: 

 

 

 

Anlagen öffentlicher Teil: 

- 
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Tagesordnung 
 

 

TOP Thema 

 

1.  Genehmigung der Niederschrift der 55. öffentlichen Bauausschuss- 

 Sitzung vom 12.03.2026 

 

2.  Beratung und Beschlussfassung zu nachfolgenden Anträgen: 

 

2.1 Bauantrag Nr. 026/2026 

Antrag auf Baugenehmigung 

Bauherren:    Edda und Helmut Tanner, Bergstraße 3, 88138 Weißensberg 

Bauvorhaben: Neubau eines Carports 

Bauort:    Fl. Nr. 880/25, Gemarkung Weißensberg, Bergstraße 3 

 

2.2 Bauantrag Nr. 027/2026 

Antrag auf Baugenehmigung 

Bauherr:    Stefan Ambrosius, Lindauer Str. 71, 88138 Weißensberg 

Bauvorhaben: Nutzungsänderung des ehemaligen Reitplatzes zu einer Lager- 

     und Abstellfläche 

Bauort:    Fl. Nr. 1030, Gemarkung Weißensberg, Lindauer Straße 

 

2.3 Bauantrag Nr. 028/2026 

Antrag auf Baugenehmigung 

Bauherr:    Erna Daiber, Im Weinberg 21, 88138 Weißensberg 

Bauvorhaben: Aufstockung bestehende Garage und Einbau einer Wohnung 

Bauort:    Fl. Nr. 866, Gemarkung Weißensberg, Im Weinberg 21  

 

2.4 Bauantrag Nr. 030/2026 

Antrag auf Baugenehmigung (Tektur) 

Bauherr:    Ramon Fischer, Wildberger Halde 5, 88138 Weißensberg 

Bauvorhaben: Dachaufstockung mit beidseitiger Wiederkehr, Garagener-

     weiterung Änderungsantrag zur erweiterten Dachaufstockung; 

     Ursprungsgenehmigung (Az.: 31-6024-00118/25 vom 14.04.2025) 

Bauort:    Fl. Nr.: 766, Gemarkung Weißensberg, Wildberger Halde 5 

 

3.  Bekanntgaben und Anfragen 
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Erster Bürgermeister Schielin eröffnet die Sitzung. Er stellt die ordnungsgemäße Ladung 

der Bauausschussmitglieder sowie die Beschlussfähigkeit des Bauausschusses fest und 

erkundigt sich nach Einwänden gegen die Tagesordnung. 

 

1. Genehmigung der Niederschrift der öffentlichen 55. Bauausschusssitzung 

vom 12.03.2026 

 

Die Niederschrift der 55. Bauausschuss-Sitzung vom 12.03.2026 wird 

genehmigt. 

 

 

 Abstimmungsergebnis:     Ja-Stimmen: 5 

         Nein-Stimmen: 0 

         Enthaltungen: 2 

 

 

  

2. Beratung und Beschlussfassung zu nachfolgendem Antrag: 

 

 

2.1 Bauantrag Nr. 026/2026 

Antrag auf Baugenehmigung 

Bauherren:    Edda und Helmut Tanner, Berstraße 3, 88138 Weißensberg 

Bauvorhaben: Neubau eines Carports 

Bauort:    Fl. Nr. 880/25, Gemarkung Weißensberg, Bergstraße 3 

 

 

 Sachverhalt: 

 

Das Vorhaben, Neubau eines Carports, befindet sich im Geltungsbereich der 

1. Änderung des Bebauungsplans „Giebelhalde“ in der Fassung vom 

10.07.1998. Die Gebietsart entspricht einem reinen Wohngebiet nach § 3 der 

Baunutzungsverordnung (BauNVO) 
 

Bei dem Carport handelt es sich um einen überdachten Stellplatz, welcher 

mit einer Fläche bis zu 50 m² nach Art. 57 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. b) Bayerische 

Bauordnung (BayBO) grundsätzlich verfahrensfrei errichtet werden darf. 

 

Diese Verfahrensfreiheit entbindet jedoch nicht von der Verpflichtung zur 

Einhaltung der Anforderungen, die durch andere öffentlich-rechtliche 

Vorschriften, wie hier der Bebauungsplan, an die bauliche Anlage gestellt 

werden. 

 

Nach § 30 Abs. 1 BauGB ist im Geltungsbereich eines Bebauungsplans, der 

allein gemeinsam mit sonstigen baurechtlichen Vorschriften mindestens 

Festsetzungen über die Art und das Maß der baulichen Nutzung, die 

überbaubaren Grundstücksflächen und die örtlichen Verkehrsflächen 

enthält, ein Vorhaben zulässig, wenn es diesen Festsetzungen nicht 

widerspricht und die Erschließung gesichert ist. 

 

Der Carport hat eine Fläche von 44,1 m², wodurch es unter die 50 m² fällt und 

somit grundsätzlich verfahrensfrei errichtet werden dürfte. Geplant ist der 

Carport jedoch an der Grundstücksgrenze mit einer Höhe von 3,65 m zu 

errichtet.  

An Grundstücksgrenzen dürfen Gebäude mit einer mittleren Wandhöhe von 

3 m errichtet werden ohne eigenen Abstandsflächen (Art. 6 Abs. 7 Satz 1 Nr. 

1 BayBO). Das Abstandsflächenrecht unterliegt dem Bauordnungsrecht, 
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hierzu liegt die Zuständigkeit bei dem Landratsamt Lindau. Mit Herrn Damm 

wurde daher entsprechend Rücksprache gehalten. Er hat empfohlen den 

Neubau des Carports im Baugenehmigungsverfahren zu behandeln.  

 

Die erforderliche Abstandsfläche (3 m x 5,24 m) wurde durch die 

Abstandsflächenübernahme von dem Nachbar zugestimmt und liegt dem 

Bauantrag bei. 

 

Der Bebauungsplan legt Flächen für Garagen fest, innerhalb dieser 

Garagen/Carports errichtet werden dürfen. Der Carport befindet sich jedoch 

außerhalb der Fläche für Garage, weshalb hier eine Befreiung von den 

Festsetzungen des Bebauungsplans notwendig ist. 

 

Von den Festsetzungen des Bebauungsplans kann nach § 31 Abs. 2 BauGB 

befreit werden, wenn die Grundzüge der Planung nicht berührt werden und 

1. Gründe des Wohls der Allgemeinheit, einschließlich der 

Wohnbedürfnisse der Bevölkerung, des Bedarfs zur Unterbringung von 

Flüchtlingen oder Asylbegehrenden, des Bedarfs an Anlagen für 

soziale Zwecke und des Bedarfs an einem zügigen Ausbau der 

erneuerbaren Energien, die Befreiung erfordern oder 

2. die Abweichung städtebaulich vertretbar ist oder 

3. die Durchführung des Bebauungsplans zu einer offenbar nicht 

beabsichtigten Härte führen würde 

und wenn die Abweichung auch unter Würdigung nachbarlicher Interessen 

mit den öffentlichen Belangen vereinbar ist. 

 

Die Beteiligung der angrenzenden Grundstückseigentümer wurde nach Art. 

66 Abs. 1 BayBO durchgeführt. 

 

Die Zufahrt ist durch die Lage des Grundstücks in angemessener Breite an 

einer befahrbaren öffentlichen Verkehrsfläche nach Art. 4 Abs. 1 Nr. 2 BayBO 

gesichert. 

Die Wasserversorgung ist durch die zentrale Wasserversorgung 

(Zweckverband Wasserversorgung Handwerksgruppe) gesichert. 

Die Abwasserbeseitigung ist durch gemeindliche Kanalisation im Trennsystem 

gesichert. 

Auf Nachfrage von Frau Potzmann, ob die Nachbarn mit der Höhe von  

3,65 m einverstanden sind, erklärt der Bürgermeister, dass die Nachbarn im 

Vorfeld die Abstandsflächenübernahme unterzeichnet haben und 

einverstanden sind. 

 

 Beschluss: 

 

Dem Antrag auf Baugenehmigung, Edda und Helmut Tanner, Bergstraße 3, 

88138 Weißensberg, Neubau eines Carports, auf der Fl. Nr. 880/25 der 

Gemarkung Weißensberg, Bergstraße 3, in der Fassung vom 17.03.2026 (bei 

der Verwaltungsgemeinschaft eingegangen am 23.03.2026), wird das 

gemeindliche Einvernehmen und die Befreiung zu der Errichtung des Carports 

außerhalb der dafür festgelegten Fläche erteilt. 

 

 

 Abstimmungsergebnis:     Ja-Stimmen: 7 

         Nein-Stimmen: 0 
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2.2 Bauantrag Nr. 027/2026 

Antrag auf Baugenehmigung 

Bauherr:    Stefan Ambrosius, Lindauer Str. 71, 88138 Weißensberg 

Bauvorhaben: Nutzungsänderung des ehemaligen Reitplatzes zu einer  

     Lager- und Abstellfläche 

Bauort:    Fl. Nr. 1030, Gemarkung Weißensberg, Lindauer Straße 

 

  

Das Vorhaben, Nutzungsänderung des ehemaligen Reitplatzes zu einer 

Lager- und Abstellfläche mit Aufstellen eines temporären Lagerzeltes, liegt im 

Außenbereich und beurteilt sich nach § 35 Baugesetzbuch (BauGB). Der 

rechtskräftige Flächennutzungsplan der Gemeinde Weißensberg weist den 

betroffenen Bereich als Grünfläche aus. 

 

Bei der Nutzungsänderung des ehemaligen Reitplatzes zu einer Lager- und 

Abstellfläche mit  

aufstellen eines temporären Lagerzeltes (400 m²) handelt es sich um ein 

sonstiges Vorhaben nach  

§ 35 Abs. 2 BauGB. Sonstige Vorhaben können im Einzelfall zugelassen 

werden, wenn ihre Ausführung oder Benutzung öffentliche Belange nicht 

beeinträchtigt und die Erschließung gesichert ist.  

 

Eine Beeinträchtigung öffentlicher Belange liegt insbesondere vor, wenn das 

Vorhaben den Darstellungen des Flächennutzungsplans widerspricht (§ 35 

Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 BauGB), die Entstehung, Verfestigung oder Erweiterung 

einer Splittersiedlung befürchten lässt (§ 35 Abs. 3 Satz 1 Nr. 7 BauGB). 

 

Der rechtskräftige Flächennutzungsplan der Gemeinde Weißensberg weist 

den betroffenen Bereich als Grünfläche aus und stellt Busch- und 

Baumgruppen auf dem Flurstück dar. Mit der geplanten Nutzungsänderung 

der Fläche wird den Darstellungen des Flächennutzungsplans widersprochen 

und es ist eine Erweiterung von einer Splittersiedlung zu befürchten, weshalb 

eine Beeinträchtigung öffentlicher Belange vorliegt.  

 

Für das Grundstück besteht eine von Seitens der Gemeinde geltende 

Vorkaufsrechtssatzung.  

 

Die Beteiligung der angrenzenden Grundstückseigentümer ist nicht erfolgt 

(Art. 66 Abs. 1 Bayerische Bauordnung – BayBO). 

 

Die Zufahrt ist durch die Lage des Grundstücks in angemessener Breite an 

einer befahrbaren öffentlichen Verkehrsfläche nach Art. 4 Abs. 1 Nr. 2 BayBO 

gesichert. 
 

Die Wasserversorgung ist durch die zentrale Wasserversorgung 

(Zweckverband Wasserversorgung Handwerksgruppe) gesichert. 
 

Die Abwasserbeseitigung ist durch gemeindliche Kanalisation im Trennsystem 

gesichert. 

 

 

 Beschluss: 

 

Dem Antrag auf Baugenehmigung, Stefan Ambrosius, Lindauer Straße 71, 

88138 Weißensberg, Nutzungsänderung des ehemaligen Reitplatzes zu einer 
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Lager- und Abstellfläche mit Aufstellen eines temporären Lagerzeltes, auf der 

Fl. Nr. 1030 der Gemarkung Weißensberg, Lindauer Straße, in der Fassung vom 

11.03.2026 (bei der Verwaltungsgemeinschaft eingegangen am 30.03.2026), 

wird das gemeindliche Einvernehmen nicht erteilt. 

 

 Abstimmungsergebnis:     Ja-Stimmen: 7 

         Nein-Stimmen: 0 

  

 

 

2.3 Bauantrag Nr. 028/2026 

Antrag auf Baugenehmigung 

Bauherr:    Erna Daiber, Im Weinberg 21, 88138 Weißensberg 

Bauvorhaben: Aufstockung bestehende Garage und Einbau einer  Wohnung 

Bauort:    Fl. Nr. 866, Gemarkung Weißensberg, Im Weinberg 21 

 

  

Sachverhalt: 

 

Das Vorhaben, Aufstockung best. Garage und Einbau einer Wohnung, liegt 

im unbeplanten Innenbereich und beurteilt sich nach § 34 Baugesetzbuch 

(BauGB). Der rechtskräftige Flächennutzungsplan der Gemeinde 

Weißensberg weist den betroffenen Bereich als Wohnbaufläche aus. 

 

Am 19.01.2012 wurde durch das Landratsamt Lindau die Baugenehmigung 

bereits für den Umbau Dachgeschoss bestehende Garage in Appartement 

und Errichtung eines Carports und Swimmingpools mit dem Aktenzeichen 31-

6024-01021/11 erteilt. Im Dachspitz waren zwei Gaupen geplant. Das 

Bauvorhaben wurde jedoch nicht umgesetzt. 

 

In dem neu eingereichten Bauantrag wird beabsichtigt, den Dachraum der 

bestehenden Garage auszubauen und aufzustocken, sodass eine neue 

Wohnung entsteht. Die zusätzliche Wohnfläche beträgt 75, 63 m². 
 

Nach § 34 Abs. 1 BauGB ist ein Vorhaben innerhalb der im Zusammenhang 

bebauten Ortsteile zulässig, wenn es sich nach Art und Maß der baulichen 

Nutzung, der Bauweise und der Grundstücksflächen, die überbaut werden 

soll, in die Eigenart der näheren Umgebung einfügt und die Erschließung 

gesichert ist.  

 

Mit dem Vorhaben werden auf die bestehende Garage zwei Vollgeschosse 

gebaut. Wonach der Anbau insgesamt 3 Vollgeschosse hat. In der näheren 

Umgebung befinden sich nur Gebäude mit 2 Vollgeschosse, weshalb sich das 

Vorhaben „Aufstockung best. Garage und Einbau einer Wohnung“ aus Sicht 

der Verwaltung nicht in die nähere Umgebung einfügt. Auch aus Sicht des 

Landratsamt Lindau fügt sich das Vorhaben aufgrund der Größe und Höhe 

nicht in die nähre Umgebung ein.  

 

Die Gemeinde wendet in diesem Fall die befristete Sonderregelung für den 

Wohnungsbau nach § 246e BauGB nicht an. 

 

Das Vorhaben befindet sich in unmittelbarer Nähe zum Wolfsbach, welcher 

als Gewässer III.-Ordnung gilt. Die Unterhaltungspflicht liegt hier bei der 

Gemeinde Weißensberg. Das Wasserwirtschaftsamt hat in seiner 

Stellungnahme für das Bauvorhaben die Problematik von 
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Unterhaltungsmaßnahmen geäußert, da durch den Balkon der Abstand auf 

3 m zum Gewässer reduziert wird. Grundsätzlich ist bei Gewässer III-Ordnung 

ein Gewässerrandstreifen von 5 m freizuhalten. Das Landratsamt Lindau hat 

uns hierrüber entsprechend informiert und um Rückmeldung gebeten, ob ein 

entsprechender Hinweis der Verschlechterung/Hochwassergefahr in eine 

mögliche Baugenehmigung aufgenommen werden soll. 

 

Die Beteiligung der angrenzenden Grundstückseigentümer ist erfolgt (Art. 66 

Abs. 1 Bayerische Bauordnung – BayBO). 

 

Die Zufahrt ist durch die Lage des Grundstücks in angemessener Breite an 

einer befahrbaren öffentlichen Verkehrsfläche nach Art. 4 Abs. 1 Nr. 2 BayBO 

gesichert. 
 

Die Wasserversorgung ist durch die zentrale Wasserversorgung 

(Zweckverband Wasserversorgung Handwerksgruppe) gesichert. 
 

Die Abwasserbeseitigung ist durch gemeindliche Kanalisation im Trennsystem 

gesichert. 

 

Bürgermeister Schielin informiert, dass dieses Vorhaben mit dem seit Oktober 

gültigen „Bauturbo“ genehmigungsfähig sei. Die Gemeinde Weißensberg ist 

sich noch nicht einig, in wie weit der Bauturbo bei uns Anwendung finden soll. 

Darüber soll das Gremium in den nächsten 2 Monaten noch von einem 

Fachbüro geschult werden. 

 

Die Bauwerberin Frau Daiber und ihr Architekt Herr Otto sind persönlich 

anwesend. Sie machen deutlich, dass dieses Vorhaben sehr wichtig für Frau 

Daiber ist. Sie möchte Ihr Haus ihrem Sohn mit Familie geben und selber in 

dem Anbau wohnen bleiben. 

 

Nach eingehender Diskussion im Gremium wird nachfolgender Beschluss aber 

nicht nach „Bauturbo“ gefasst.  

 

 Beschluss: 

 

Dem Antrag auf Baugenehmigung, Erna Daiber, Im Weinberg 21, 88138 

Weißensberg, Aufstockung best. Garage und Einbau einer Wohnung, auf der 

Fl. Nr. 866 der Gemarkung Weißensberg, Im Weinberg 21, in der Fassung vom 

23.02.2026 (bei der Verwaltungsgemeinschaft eingegangen am 30.03.2026), 

wird das gemeindliche Einvernehmen nicht erteilt. In einer möglichen 

Baugenehmigung soll jedoch ein Hinweis, über die Verschlechterung und die 

Übertragung der Unterhaltungslast von evtl. vorhandenen Bauwerken in dem 

Gewässer auf den Vorhabensträger, mitaufgenommen werden. 

 

Hinweis: 

Der Bauausschuss stellt klar, dass der § 246e BauGB(„Bauturbo“) im 

vorliegenden Fall nicht angewendet wird und das Vorhaben ausschließlich 

nach § 34 Abs. 1 BauGB zu beurteilen ist.  

 

 

 Abstimmungsergebnis:     Ja-Stimmen: 2 

         Nein-Stimmen: 5 
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2.4 Bauantrag Nr. 030/2026 

Antrag auf Baugenehmigung (Tektur) 

Bauherr:    Ramon Fischer, Wildberger Halde 5, 88138 Weißensberg 

Bauvorhaben: Dachaufstockung mit beidseitiger Wiederkehr, Garagener-

     weiterung Änderungsantrag zur erweiterten Dachauf- 

     stockung; Ursprungsgenehmigung (Az.: 31-6024-00118/25  

     vom 14.04.2025) 

Bauort:    Fl. Nr.: 766, Gemarkung Weißensberg, Wildberger Halde 5 

 

 Sachverhalt: 

 

Dem Vorhaben Dachaufstockung mit beidseitiger Wiederkehr, 

Garagenerweiterung ist am 14.04.2025 die Baugenehmigung erteilt worden 

(Az.: 31-6024-00118/25). 

 

Mit der nun eingereichten Tektur wir der Kniestock um 1,30 m erhöht, sodass 

die bewohnbare Fläche sich vergrößert. Die Gesamtfläche von dem 

Dachgeschoss betrug in der ursprünglichen Baugenehmigung 62,4 m² und 

mit der Tektur 90,13 m². Die Wohnfläche hat sich daher um 27,73 m² 

vergrößert. 

 

Das geplante Vorhaben, liegt im unbeplantem Innenbereich und beurteilt 

sich nach § 34 Baugesetzbuch (BauGB). Der rechtskräftige 

Flächennutzungsplan legt diesen Bereich als Wohnbaufläche (Gebietsart MI 

nach der Baunutzungsverordnung) aus. 
 

Nach § 34 Abs. 1 BauGB ist ein Vorhaben innerhalb der im Zusammenhang 

bebauten Ortsteile zulässig, wenn es sich nach Art und Maß der baulichen 

Nutzung, der Bauweise und der Grundstücksflächen, die überbaut werden 

soll, in die Eigenart der näheren Umgebung einfügt und die Erschließung 

gesichert ist. Dabei müssen die Anforderungen an gesunde Wohn- und 

Arbeitsverhältnisse gewahrt bleiben, das Ortsbild darf nicht beeinträchtigt 

werden. 

 

Durch die Erhöhung des Kniestocks wird aus Sicht der Verwaltung ein 

zusätzliches Vollgeschoss geschaffen. Das Gebäude hätte daher insgesamt 

3 Vollgeschosse. In der näheren Umgebung befinden sich nur Gebäude mit 

2 Vollgeschosse, weshalb sich das Vorhaben „Dachaufstockung mit 

beidseitiger Wiederkehr, Garagenerweiterung Änderungsantrag zur 

erweiterten Dachaufstockung, Ursprungsgenehmigung“ aus Sicht der 

Verwaltung nicht in die nähere Umgebung einfügt.  

 

Die Gemeinde wendet in diesem Fall die befristete Sonderregelung für den 

Wohnungsbau nach § 246e BauGB nicht an. 
 

Die Beteiligung der angrenzenden Grundstückseigentümer gemäß Art. 66 

Abs. 1 BayBO wurde durchgeführt. 

 

Die Zufahrt ist durch die Lage des Grundstücks in angemessener Breite an 

einer befahrbaren öffentlichen Verkehrsfläche nach Art. 4 Abs. 1 Nr. 2 BayBO 

gesichert. 
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Die Wasserversorgung ist durch die zentrale Wasserversorgung 

(Zweckverband Wasserversorgung Handwerksgruppe) gesichert. 
 

Die Abwasserbeseitigung ist durch gemeindliche Kanalisation im Trennsystem 

gesichert. 

 

Bürgermeister Schielin verweist auf den gerade behandelten Antrag „Daiber“ 

und erklärt, dass es sich hier um den gleichen Fall handelt.  

 

Das Gremium fasst folgenden 

 

 Beschluss: 

 

Dem Antrag auf Baugenehmigung (Tektur), Ramon, Fischer, Wildberger 

Halde 5, 88138 Weißensberg, Dachaufstockung mit beidseitiger Wiederkehr, 

Garagenerweiterung Änderungsantrag zur erweiterten Dachaufstockung, 

Ursprungsgenehmigung (Az.: 31-6024-00118/25 vom 14.04.2025) 
auf der Fl. Nr. 766 der Gemarkung Weißensberg, Wildberger Halde 5, in der 

Fassung vom 02.03.2026 (bei der Verwaltungsgemeinschaft eingegangen am 

07.04.2026), wird das gemeindliche Einvernehmen nicht erteilt. 

 

Hinweis: 

Der Bauausschuss stellt klar, dass der § 246e BauGB(„Bauturbo“) im 

vorliegenden Fall nicht angewendet wird und das Vorhaben ausschließlich 

nach § 34 Abs. 1 BauGB zu beurteilen ist. 

 

 

 Abstimmungsergebnis:     Ja-Stimmen: 2 

         Nein-Stimmen: 5 

  

 

 

 

 

3. Bekanntgaben und Anfragen:  

   

 keine 

 

 

   

        

 
Ralph Schielin   Christa Albrecht 

Erster Bürgermeister   Schriftführerin 

 

 


